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1. EINLEITUNG: BGB-REFORM UND FAMILIENIDEOLOGIE

Als die Familienrechtskommission des japanischen Justizministeriums
am 26. Februar 1996 der Justizministerin Nagao Tatsuko und der Öffent­
lichkeit einen Reformentwurf zum Familienrecht im japanischen BGB vor­
stellte, wurde dieser von der Presse als größter BGB-Reformversuch seit
50 Jahren begrüßt. Gleichzeitig aber artikulierten konservative Politiker
und Interessengruppen vehernent ihre Opposition zu den Reformansät­
zen und verhinderten eine Gesetzesänderung zumindest bis Juni 1997.
Der in Politik und Öffentlichkeit umstrittenste Aspekt des Reformprojekts
war die Änderung des Namensrechts.1 Das Namensrecht bot sich aus
zwei Gründen besonders für eine Debatte an. Im Gegensatz zu den ande­
ren Reformvorschlägen waren alle Japaner unmittelbar betroffen und die
Namensrechtsänderungen auch für Nichtjuristen nachvollziehbar. Im
vorliegenden Aufsatz wird anhand von Printmedien und Büchern die öf­
fentliche Debatte zur Namensrechtsreform seit Mitte der achtziger Jahre
bis Ende 1996 untersucht. Nach einem kurzen Überblick über das japani­
sche Namensrecht werden die Reformer und die Reformgegner jeweils
mit ihren Argumenten dargestellt. Abschließend wird die BGB-Kontro­
verse interpretiert als das Symptom einer konservativen Reaktion auf die
Veränderung der Rolle der Frau in der japanischen Familie und Gesell­
schaft.

Spätestens seit der Einführung des Meiji-BGB von 1898 führen Eheleute
in Japan einen gemeinsamen Nachnamen (YAMANAKA 1988: 245-271). Die­
se Regelung des Meiji-BGB bedeutete allerdings nicht, daß bei einer Ehe­
schließung immer die Frauen ihren Nachnamen ändern mußten. Artikel
746 verfügte, daß der Hausvorstand und die Hausmitglieder den gleichen
Familiennamen zu tragen hatten. Der Hausvorstand mußte nicht immer

1 Andere Reformvorschläge des Justizministeriums waren die Einführung des
Zerrüttungsprinzips in der gerichtlichen Ehescheidung, eine Verkürzung der
sechsmonatigen Wartezeit bis zur Wiederheirat nach Auflösung einer Ehe, die
Aufhebung des Unterschieds im Mindestalter für die Heirat für Männer und
Frauen oder die Gleichstellung von ehelichen und außerehelichen Kindern im
Erbrecht.
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ein Mann sein, obwohl dies auch in der Wissenschaft manchrnal behaup­
tet wird (LENZ 1984: 123-24; CARROL 1996: 68). Zum Beispiel enthalten Ar­
tikel 736 und 755 Meiji-BGB besondere Regelungen für weibliche Haus­
vorstände, und die Volkszählung des Jahres 1920 registrierte etwa neun
Prozent weibliche Hausvorstände (NAIKAKU TÖKEI-KYOKU 1929: 12). Bei
den meisten Eheschließungen trat die Frau in das Haus des Mannes ein
und übernahm dadurch den Nachnamen des Marmes. Männer konnten
aber auch in das Haus der Frau einheiraten und dadurch den Nachnamen
der Frau annehmen. Das BGB unterschied bei der Einheirat von Männern
zwischen zwei Varianten. Einmal konnte ein Mann einen weiblichen
Hausvorstand heiraten, oder er konnte sich von der Familie seiner Frau als
Sohn adoptieren lassen (Artikel 788). Die Einheirat des Mannes war vor al­
lem in der Töhoku Region verbreitet, und 9,4 Prozent aller 1910 angemel­
deten japanischen Ehen wurden als Ehen mit eingeheirateten Ehemän­
nern in der staatlichen Statistik aufgeführt (HAYAMI 1993: 8).

Obwohl das Namensrecht nach dem Zweiten Weltkrieg neu formuliert
wurde, blieb es bei der Regelung, wonach Ehegatten einen gemeinsamen
Nachnamen führten. Es wurde allerdings nicht mehr der Nachname des
Hausvorstandes auf andere Hausmitglieder übertragen, da das Haus als
rechtliche Einheit durch die Kernfamilie ersetzt worden war. Artikel 750
des BGB von 1948 legte fest: "wie bei der Eheschließung entschieden, tra­
gen die Ehegatten als gemeinsamen Namen entweder den Nachnamen
des Ehemannes oder der Ehefrau". Artikel 750 ist bis heute gültig. An ihm
entzündete sich die in diesem Aufsatz beschriebene Kritik der Namensre­
formbewegung.2

2 Oe facto ist es in Japan möglich, über den Weg eines Pseudonyms getrennte
Ehenamen zu führen. Wie der oberste Gerichtshof 1983 bestätigte, verbieten
derzeitige Rechtsnormen nicht die Benutzung eines Pseudonyms (FUKUSHIMA
1992: 148). Personen des öffentlichen Lebens wie Politiker, Sänger, Künstler
und Schauspieler körmen ein Pseudonym benutzen und sogar in staatliche Do­
kumente wie einen Paß eintragen lassen. Auch erlauben einige Firmen ein
Pseudonym als sogenannten IIArbeitsnamen". Firmen begründen die Einfüh­
rung von Arbeitsnamen als Maßnahme zur Anerkermung von Individualrech­
ten (FUKUSHIMA, SAKAKIBARA und FUKUZAWA 1989: 85), aber auch als Versuch,
Geld zu sparen, denn die Kosten, Namen in administrativen Dokumenten zu
ändern und neue Namenskarten herzustellen, lohnten sich häufig nicht, da ins­
besondere viele Frauen zwei Jahre später ihren Beruf aufgäben, wenn sie ihr er­
stes Kind zur Welt brächten (FUKUSHIMA 1992: 147). 1994 ergab eine Umfrage
des Arbeitsministeriums, daß etwa 22 Prozent der Firmen die Weiterführung
von vorehelichen Namen tolerierte, von denen wiederum 15 Prozent auch ein
System von "Arbeitsnamen" etabliert hatten (TAKAHASHI, ORII und NINOMIYA
1992: 78-80). Die Möglichkeit, ein Pseudonym führen zu können, ist jedoch
kein Rechtsanspruch.
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Ein wichtiges Merkmal der japanischen Namensregelung ist die Wahl
eines gemeinsamen Nachnamens. Sollten sich Heiratswillige nämlich
nicht auf einen gemeinsamen Nadmamen einigen, wird ihre Eheanmel­
dung nicht von der zuständigen Behörde entgegengenommen. Der
Zwang zum gemeinsamen Nachnamen ist von japanischen Juristen als
Ehehindernis kritisiert worden. So stellte der Vorsitzende der BGB-Re­
formkommission des Justizministeriums in den neunziger Jahren schon in
den fünfziger Jahren die rhetorische Frage, wenn "Artikel 24 der Verfas­
sung bestimmt, daß ,die Ehe nur vom freien Willen beider Parteien ab­
hängt', welches kann die Begründung sein für die Forderung nach einer
einseitigen Änderung des Nachnamens" (FuKusHIMA, SAKAKIBARA und
FUKUZAWA 1989: 16)? Die Rechtsprechung stützte bis jetzt stets die Vorge­
hensweise der Behörden, Eheanmeldungen ohne Nadmamenswahl abzu­
lehnen, wie zum Beispiel das Familiengericht der Gifu Präfektur am 23.
Juni 1989 (FuKusHIMA 1992: 162-63; TAKAHAsHI, ÜRII und NINOMIYA 1992:
7-8).

Artikel 750 ist geschlechtsneutral formuliert, denn sowohl der Mann als
auch die Frau können sich für den Nadmamen des anderen entscheiden.
Ein Versuch der japanischen Regierung, bei der Beratung für das japani­
sche BGB von 1948 den Mamlesnamen automatisch bei der Eheschließung
zum Ehenamen zu machen, scheiterte am Widerstand der amerikanischen
Besatzungsbehörden (TAKAHAsHI, ÜRII und NINOMIYA 1992: 192). Zumin­
dest bis 1991 diskriminierte das japanische Namensrecht Frauen weniger
als das deutsche Recht. In Deutschland konnten Frauen zwar nach dem
Gleichberechtigungsgesetz vom 1.7.1958 ihren Mädchennamen dem
Ehenamen anfügen, aber der Marmesname wurde automatisch zum
Ehenamen laut § 1355 des deutschen BGB. Erst das Ehereforrngesetz vom
1.7.1976 ermöglichte es den Ehegatten wie in Japan, entweder den Nach­
namen des Mannes oder den Nachnamen der Frau als gemeinsamen
Ehenamen zu wählen. Im Gegensatz zu Japan gab es durch das deutsche
Namensrecht nach 1976 keine Ehehindernisse. Der Gesetzgeber verfügte
im Ehereformgesetz, daß im Falle der unterbliebenen Namenswahl der
Name des Mannes zum Ehenamen würde (§ 1355 Abs. 2 Satz 2 BGB). Am
5.3.1991 hob das Bundesverfassungsgericht diese Auffangvorschrift zu­
gunsten des Mannesnamens auf und verfügte, daß für die Übergangszeit
bis zu einer verfassungskonformen Neuregelung jeder Ehegatte seinen
zur Zeit der Eheschließung geführten Namen behalten könne (GIESEN
1993: 70-73). Im Dezember 1993 wurde § 1355 durch den Bundestag neu
gefaßt. Trotz einer Präferenz für einen "gemeinsamen Familiennamen",
wahlweise der Geburtsname des Mamles oder der Frau, kormten auch die
zur Zeit der Eheschließung geführten Namen nach der Eheschließung bei­
behalten werden, wenn die Ehegatten keinen Ehenamen bestimmten (Fa-

257



Harald FUESS

milie und Recht 6/1993: 342). Damit hatte der deutsche Gesetzgeber eine
Wahlmöglichkeit zwischen gemeinsamen und getrennten Ehenamen ge­
schaffen.

Obwohl das japanische Namensgesetz geschlechtsneutral formuliert
ist, ist es bis heute gängige Praxis, daß meistens Frauen ihren Nachnamen
ändern, wenn sie heiraten.

1975

1,2

1980 1985

1,9

1990

2,3

1994

2,6

Tab. 1: Nachname der Frau wird Ehename bei der Eheschließung (%)

Quelle: JMK, 1996.

Wie aus der Tab.1 ersichtlich, behielten 1975 nur 1,2 Prozent der Ehefrau­
en ihren Nachnamen bei der Eheschließung bei, und trotz eines leichten
Anstiegs in den achtziger Jahren waren es auch 1994 lediglich 2,6 Prozent.
Der Anteil der Frauen, die ihren Namen bei der Eheschließung nicht ab­
legten, war sogar geringer als während der Vorkriegszeit.3

"Unter dem Gesichtspunkt der Gleichberechtigung der Geschlechter"
sollte die Familienrechtskommission des japanischen Justizministeriums
das BGB überprüfen (HÖMUSHÖ 1994: 3), und sie schlug in ihrem Ab­
schlußbericht folgende Änderungen des Namensrechts vor: 1.) Die Ein­
führung einer Wahlmöglichkeit zwischen gemeinsamen und getrennten
Ehenamen bei der Eheschließung. 2.) Eine Übergangsregelung für schon
verheiratete Paare, die innerhalb eines Jahres nach Verabschiedung des
Gesetzes "im gegenseitigen Einverständnis" ihren vorehelichen Namen
wieder annehmen dürfen. 3.) Bei der Wahl getrennter Ehenamen müssen
die Nachnamen für die Kinder schon bei der Eheschließung feststehen.
Alle Kinder erhalten einen einheitlichen Nachnamen (HÖMUSHÖ 1996: 1).
Der Ausgangspunkt für die Kontroverse von 1996 war also die Möglich­
keit getrennter Ehenamen für Ehegatten, wobei einer der elterlichen
Nachnamen auch von allen Kindern getragen würde.

Eine der ersten wissenschaftlichen Arbeiten, die sich mit dem Thema
befaßte, war ein Aufsatz der amerikanischen Juraprofessorin Taimie
BRYANT. Außer dem japanischen System des Familienregisters kritisierte
sie den gesetzlichen Zwang zum gemeinsamen Ehenamen als eine Diskri­
minierung von Frauen (BRYANT 1991: 109-168). Weitere Artikel zur Na-

3 Wenn der Anteil der Männer, die bei der Eheschließung ihren Namen ändern,
der einzige Indikator für die Gleichberechtigung der Geschlechter wäre, würde
das bedeuten, daß die sozioökonomische Position von Frauen vor dem Krieg
höher war, eine These, die sicher wenig Unterstützung finden würde.
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mensreform sind in der Zeitschrift Japan Quarterly zu finden, die vom
Asahi Shinbun Verlag herausgegeben wird (YAMANOUE 1994: 263-269;
TSUKUBU und BRASOR 1996: 86-87). Die bisher umfassenste Übersicht über
die Argumente für und wider eine Reform lieferte Tessa CARROLL. Sie in­
terpretierte die Reformbewegung als flan outward sign of the changing
status of women" (CARROLL 1996: 67-86). Bisherige Arbeiten befaßten sich
jedoch vor allem mit den Ideen der Reformbewegung und vernachlässig­
ten die Reformgegner. Außerdem präzisierten sie nicht, welche Personen­
kreise und Institutionen den jeweiligen Meinungen zugeordnet werden
können.

Die vorliegende Studie möchte zeigen, daß die Namensreformbewe­
gung nicht nur ein Ausdruck des gesellschaftlichen Zustands ist, sondern
daß sich in der Bewegung vor allem der Versuch abbildet, die Familie zu
ändern. Diese Änderung wollen die Reformgegner verhindern. Aus dem
Konflikt der beiden Positionen ergibt sich die BGB-Reformkontroverse,
die vor allem als eine Debatte um die Rolle der Ehefrau verstanden wer­
den kann.

2. REFORMER UND IHRE SICHT DER FAMILIE

2.1. Die Reformbewegung

Die Reformbewegung wird im wesentlichen von Juristen getragen. Einige
namhafte Rechtsgelehrte wie NAKAGAWA Zennosuke propagierten schon
in den dreißiger Jahren die Abschaffung des Zwangs zum gemeinsamen
Ehenamen, und eine Kommission des Justizministeriums, der er ebenfalls
angehörte, bezeichnete 1955 den Zwang zu gemeinsamen Ehenamen als
reformwürdig (TAKAHASHI, ORII und NINOMIYA 1992: 192-194). Unter
Rechtsgelehrten erfreute sich die Einführung einer Wahlmöglichkeit zwi­
schen gemeinsamen und getremlten Ehenamen so vieler Anhänger, daß in
den achtziger Jahren olme Widerspruch behauptet werden konnte, daß
"die Mehrheit der Rechtsgelehrten getrennte Ehenamen unterstützt" (Fu­
KUSHIMA, SAKAKIBARA und FUKUZAWA 1989: 14-16). Rechtsgelehrte alleine
waren jedoch nicht einflußreich genug, um die Regierung zu einer Geset­
zesänderung zu bewegen.

Seit 1984 waren Rechtsanwältinnen die treibende Kraft in der Namens­
reformbewegung. 1984 gründeten etwa 30 Juristinnen das Komitee für
Frauenrecht in der Tokioter Anwaltskammer (Tökyö Bengoshikai), und
im gleichen Jahr entstand auch eine Bürgerinitiative mit dem programma­
tischen Namen "Gesellschaft zur Förderung des Systems der getrennten
Ehenamenswahl" (Füfu Bessei Sentakusei 0 Susumerukai). Die Rechtsan-

259



Harald FUESS

wältin SAKAKIBARA Fujiko war Gründungsmitglied beider Gruppen und
erklärte die Etablierung der zweiten Gruppe als Versuch, über Juristen­
kreise hinaus für getrennte Ehenamen zu werben. Innerhalb der Namens­
reformbewegung fühlte sie sich besonders für die Bürgerbewegung zu­
ständig.4 1988 etablierte sie gemeinsam mit der Rechtsanwältin
FUKUSHIMA Mizuho eine weitere Gruppe, um eine Rechtsreform durch
Lobbying von Parteien und Regierungsstellen zu erreichen.5 FUKUSHIMAS
Ziel war es, das Justizministerium, das - um den Tenor der Reformdebatte
zu bestimmen - argumentierte, daß eine BGB-Reform viel Expertenwissen
benötige und daher nicht von Politikern vorgeschlagen werden könne,
unter Druck zu setzen. FUKUSHIMA versuchte, ihr Ziel durch Rechtsbera­
tung von Parlamentariern, durch die Formulierung von Reformtexten für
Politiker und durch Einladung von Politikern zu Vorträgen zur Namens­
reform zu erreichen. Zusammen mit Politikerinnen und Vertretern von
Bürgerinitiativen traf sie sich mehrere Male mit den Beamten des Justiz­
ministeriums.6 Wie viele führende Aktivisten der Namensreform wurden
beide Anwältinnen Mitte der fünfziger Jahre geboren und studierten an
den besten staatlichen Rechtsfakultäten: SAKAKIBARA (geb. 1953) absolvier­
te die Kyöto-Universität und FUKUSHIMA (geb. 1955) die Tökyö-Universi­
tät. Als weitere Person in dieser Gruppe scheint mir YOSHIOKA Mutsuko
(geb. 1953) erwähnenswert? YOSHIOKA absolvierte nicht nur die Kyöto­
Universität im gleichen Jahrgang wie SAKAKIBARA, sondern war auch mit
SAKAKIBARA zusammen auf der Tennoji Oberschule in Ösaka. YOSHIOKA
war auf Vorschlag des Japanischen Juristenverbands seit Januar 1992 Mit­
glied der stark männlich besetzten Familienrechtsreformkommission des
Justizministeriums.8 Drei wichtige Aktivitäten der Namensreformbewe­
gung waren durch das Trio abgedeckt: Bürgerbewegung, politisches Lob­
bying und Arbeit irmerhalb der Regierung. Zusammen suchten die An­
wältinnen auch die Öffentlichkeit, zum Beispiel als Autorinnen eines
Buchs zur Familienrechtsreform (SAKAKIBARA, YOSHIOKA und FUKUSHIMA
1993). Wahrscheinlich war ihre Ausbildung eine wichtige Grundbedin-

4 Interview SAKAKIBARA Fujiko, 1.8.1996.
5 Füfu Besshi 110 Höseika 0 Shitsugensurukai (Gesellschaft zur Legalisierung von ge­

trennten Ehenamen).
6 Interview FUKUSHlMA Mizuho, 22.8.1996.
7 Wie wichtig das gemeinsame Alter war, ist schwer abzuschätzen. Es ist zumin­

dest auffällig, daß die Namensrechtsaktivisten häufig in den fünfziger Jahren
und später geboren sind. Sie sehen sich auch oft als die Vertreter der jungen Ge­
neration. Interview FUKUSHIMA Mizuho, 22.8.1996, und Interview SAKAKIBARA
Fujiko,1.8.1996.

8 Interview YOSHIOKA Mutsuko, 16.7.1996.
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gung, um in Juristenkreisen und vom Justizministerium ernstgenommen
zu werden.

Die Entscheidung der Tokioter Anwaltskammer im Januar 1989, eine
Reform zu unterstützen, der sich später andere japanische Anwaltskam­
mern anschlossen, war ein wichtiger Schritt zur Realisierung der Namens­
reform (TöKYÖ BENGOSHlKAI 1990: 6) Die Unterstützung der Anwaltskam­
mer brachte erhöhte öffentliche Glaubwürdigkeit sowie Aufmerksamkeit
und eine Stärkung der Position gegenüber dem Justizministerium.

Am 29. Januar 1991 kündigte das Justizministerium eine Überprüfung
des Familienrechts im BGB an und beauftragte mit dieser Aufgabe eine Fa­
milienrechtsreformkommission (Asahi Shinbun 30.1.1991: 1). Die Kommis­
sion war von Anfang an pro-Reform eingestellt. Ihr Vorsitzender war
KATÖ Ichirö, der -- wie schon erwähnt - sich bereits in den fünfziger Jahren
gegen den Zwang zum gemeinsamen Ehenamen ausgesprochen hatte.
YOSHIOKA erklärte, kein einziges Kommissionsmitglied sei gegen die Ein­
führung von getrennten Ehenamen. Dennoch beschäftigte sich die Kom­
mission höchst ausgiebig mit dieser Thematik. Dafür gab es laut YOSHIOKA
zwei Gründe. Erstens sollten alle möglichen Argumente gegen eine Na­
mensänderung in Erwägung gezogen werden, und zweitens war strittig,
wie getrennte Ehenamen erlaubt werden sollten, etwa bei der Nachna­
mensregelung für Kinder.9

Trotz der internen Diskussion konnte das Justizministerium die Kom­
mission beeinflussen. Einmal karnen viele Mitglieder der Kommission aus
dem Justizministerium, und laut YOSHIOKA fanden die wichtigsten Debat­
ten ohnehin in der Vorbereitungsgruppe statt, die aus Vertretern des Ju­
stizministeriums und der Kommission zusammengesetzt war. Das Mini­
sterium unterbreitete Gesetzesvorschläge, die darm von der Kommission
beraten wurden. Diese Vorschläge waren von der Stimmung im Ministe­
rium geprägt.10 Die Suggestion des LDP-Politikers und ehemaligen Justiz­
ministers NAKAI Hiroshi, daß die Kommission zu unabhängig handelte,
erscheint daher unglaubwürdig (TsuBuKu und BRASOR 1996: 86)Y

Die Reforrnbewegung entwickelte sich im wesentlichen aus einem Juri­
sten-Netzwerk. Ihr Gedankengut wurde zuerst von Rechtsgelehrten vor­
bereitet, dann von Rechtsanwältinnen aufgegriffen und verbreitet, durch
die Tokioter Anwaltskammer unterstützt und schließlich vom Justizmini­
sterium gebilligt. Auch 88 Prozent der Gerichte sprachen sich in einer Um-

9 Interview YOSHIOKA Mutsuko, 6.8.1996.
10 Interview YOSHIOKA Mutsuko, 6.8.1996.
11 NAKAI Hiroshi war etwa zwei Monate Justizminister von 8.5.1994 bis 30.6.1994,

einer von etwa zehn Justizministern während der Zeit, in der die Familien­
rechtskommission das BGB überprüfte.

261



Harald FUESS

frage des Justizministeriums für die Einführung von getrennten Ehe­
namen aus (Asahi Shinbun 19.8.1995: 1). Selbst innerhalb der Parteien
scheinen sich vor allem Juristen für eine Reform interessiert zu habenP
Nicht nur feministische Frauengruppen, sondern das Establishment der
japanischen Juristen an den Universitäten, Anwaltskanzleien, Justizmini­
sterium und Politik begrüßte ein neues Namensrecht.

2.2. Familiensicht der Reformer

In Buchpublikationen und Medienkampagnen begründeten aktivistische
Reformer, vor allem Rechtsanwältinnen, immer wieder die Notwendig­
keit einer Revision des Namensrechts. Die Argumente waren so ähnlich
und veränderten sich so wenig, daß neue Bücher sogar ganze Kapitel aus
vorher publizierten Büchern zum Thema fast Wort für Wort abdrucktenP
Diese öffentlichen Aussagen wurden später von ihren Gegnern als Beweis
für die "wahren" Intentionen der Reformer angeführt. Trotz Variationen
in der Betonung verschiedener Themen, die sie mit der Namensreform as­
soziierten, waren sich die Reformer grundlegend einig über ihre Ideale
von der Gesellschaft und der partnerschaftlichen Beziehung.

2.2.1. Das Individuum ist das Grundelement der Gesellschaft

Das Individuum, nicht die Familie ist nach Ansicht der Reformer der
Grundbaustein der Gesellschaft. Die Familie besteht zum Wohle des Ein­
zelnen und nicht umgekehrt. Früher war die Gesellschaft geprägt vom
Feudalstatus, heute von selbständigen Individuen. Auch modernes Recht
setzt das Individuum in den Mittelpunkt, und Artikel 13 der japanischen
Verfassung garantiert, daß alle Bürger als Individuen geachtet werden
(TAKAHAsHI, ORII und NINOMIYA 1992: 188-191).

Die Grundhaltung der Reformer läßt sich in folgenden Thesen zusam­
menfassen: Das gültige Namensrecht beschränke das Individuum in sei­
nen Grundrechten, denn der Name sei ein Ausdruck der individuellen
Persönlichkeit. Publikationen oder öffentliche Äußerungen der Reformer
enthielten dann auch häufig einen Hinweis auf die Entscheidung des
Obersten Gerichtshofs vom 16. Februar 1988, der der Klage eines in Japan
aufgewachsenen Koreaners stattgab, die chinesischen Schriftzeichen sei­
nes Names sollten koreanisch und nicht japanisch gelesen werden (FuKu-

12 Interview FUKUSHIMA Mizuho, 22.8.1996.
13 In NINOMIYA (1993) zum Beispiel wurden Kapitel von TAKAHASHI, ÜRII und NI­

NOMIYA (1992) übernommen.
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SHIMA 1992: 142-46. Manche Publikationen zitieren auch aus der Urteils­
begründung:

Aus gesellschaftlicher Sicht unterscheidet der Name (shimei) das In­
dividuum von einem anderen und hat eine spezielle Funktion, aber
gleichzeitig aus individueller Sicht ist er das Fundament der Achtung
des Menschen als Individuum und Symbol (shöchö) der Persönlich­
keit des Individuums und damit Teil der Persönlichkeitsrechte (jinka­
kuken) (TAKAHASHI, ORII und NINOMIYA 1992: 6).

Einige Reformer wandten die Urteilsbegründung des Obersten Gerichts­
hofs auf Ehenamen an und interpretierten das Urteil als eine juristische
Legitimation ihrer Reformposition. Die Schlagworte Name als "Symbol
der Persönlichkeit" und "Persönlichkeitsrechte" des Individuums wur­
den von ihnen aufgenommen und wiederholt.

Erst im Zuge der öffentlichen Kritik der Reformgegner stellten die Re­
former das Individuum und seine Rechte weniger in den Vordergrund. In
einem an Politiker gerichteten Pamphlet erklärte NUMAZAKI Ichirö, Profes­
sor an der Töhoku Universität, daß getrennte Ehenamen nicht für Indivi­
dualismus (kojin shugi) stünden, sondern für das Gegenseitigkeitsprinzip
(gokei shugi), mit dem die Würde des Individuums (kojin songen) bewahrt
würde. Die Rolle der Familie werde durch einen neuen Familismus (kazo­
ku shugi) betont (NUMAZAKI 1996: 2-4). Aber auch hier wird grundsätzlich
nicht von der Betrachtung Abstand genommen, daß die Gesellschaft aus
Individuen besteht.

2.2.2. Familienideal

Nach Ansicht der Reformer ist die Ehe die wichtigste Personenbeziehung
in der Familie. Getrennte Ehenamen sind Ausdruck eines neuen Familien­
und Eheideals. Die Rechtsanwältin FUKUSHIMA Mizuho beschreibt getrenn­
te Ehenamen als den Wunsch nach einer gleichberechtigten Beziehung mit
einem Partner (pätonä). Diese Partnerbeziehung soll nicht durch verschie­
dene Rollen wie "Schwiegertochter" und "Ehefrau" eingeschränkt wer­
den. Ein wesentliches Merkmal dieser gleichberechtigten Beziehung sei die
Bewahrung der Individualität (FUKUSHIMA 1992: 218-19). Die Notwendig­
keit zur Namensreform ergibt sich aus den vorhandenen, tatsächlichen ge­
sellschaftlichen Unterschieden zwischen den Geschlechtern, denn nachFu­
KUSHIMA gibt es in Japan noch viele Ehen, in denen der Ehemann dominiert
(FUKUSHIMA 1992: 163).

Das Mißverhältnis zwischen Theorie und Praxis im Namensrecht wird
im Diskurs zum Symbol für die ungleiche Rollenverteilung der Ehepart­
ner in der japanischen Familie und Gesellschaft. Eine Namensrechts-
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reform soll zu einer neuen Rolle der Frau mit effektiver Gleichberechti­
gung der Geschlechter beitragen. Fast alle Reformer halten das geltende
Namensrecht nur dem Namen nach für geschlechtsneutral, da in der über­
wältigenden Mehrzahl der Fälle sich Frauen für den Namen des Eheman­
nes entscheiden. Der Zusammenhang von Namen und gesellschaftlicher
Realität wird von der Professorin HIGUCHI Keiko auf folgende Weise ge­
schildert. Im gleichen Moment, in dem Frauen den Nachnamen des Ehe­
manns annehmen, wird von ihnen gefordert, daß sie die Rolle der Schwie­
gertochter des Hauses erfüllen. Dadurch erkennen viele Frauen, daß das
traditionelle Haussystem (ie seido) noch in der Form des Familiennamens
existiert (Tökyö Yomiuri Shinbun 4.2.1994: 15). Unzufriedenheit mit der Ge­
genwart ist wesentliche Motivation für eine Namensreform. Die Rechts­
anwältin NAKAJIMA Michiko, die durch mehrere Prozesse zur Diskriminie­
rung von Frauen am Arbeitsplatz bekannt wurde, hat eine sehr
pessimistische Auffassung von der japanischen Gesellschaft. Ihrer Mei­
nung nach arbeiten sich japanische Ehemänner in ihren Firmen zu Tode,
und Ehefrauen halten ihre Ehen nur funktionsfähig, indem sie ihre eige­
nen Wünsche dem Wohl der Familie opfern. Falls dieser Zustand durch
gemeinsame Ehenamen unterstützt werde, müsse endlich gesagt werden:
"genug ist genug" (Tökyö Yomiuri Shinbun 16.12.1993: 12).

Die Reformer unterstreichen die Vorteile einer neuen Namensregelung
auch für Männer. Zum einen werde in der derzeitigen Gesellschaft ein
Mann, der den Nachnamen seiner Frau annimmt, als "eingeheirateter"
Ehemann behandelt und geächtet (SAKAKIBARA, YOSHIOKA und FUKUSHIMA
1993: 208). Getrermte Ehenamen befreiten (kaihö) auch Männer von den
traditionellen Familienrollen und der geschlechtsspezifischen Arbeitstei­
lung. Heute seien Männer oft in ihrer eigenen Familie isoliert. Viele Stu­
denten, besonders Frauen, erzählen von einem schlechten Verhältnis zu
ihren Vätern, die sich zu Hause um nichts kümmerten, sondern häufig nur
alleine mit einem Bier ihre Zeit vor dem Fernseher verbrächten (TAKA­
HASHI, ÜRII und NINOMIYA 1992: 233-236). Männer profitierten auch von
der Partnerschaftsehe, die durch die Reform hervorgerufen werde. Derm
die Partnerschaftsehe führe zu neuen glücklichen zwischenmenschlichen
Beziehungen und diene damit auch dem gesellschaftlichem Wohl (FuKu­
SHIMA 1992: 218-19; NUMAZAKI 1996: 14-19). Getrermte Ehenamen sollten
Frauen und Männer aus dem Joch ihrer vorgegebenen Geschlechterrollen
befreien. Der Reform des Namensrechts wird damit eine große soziale
Wirkung unterstellt.

Die Reformer erklären ihr Eheideal häufig in Abgrenzung zu den ange­
nommenen Vorstellungen der Reformgegner. NAKAJIMA Michiko unter­
scheidet etwa zwischen zwei Familiendefinitionen der Reformgegner.
Zum einen die Propagandisten der Familieneinheit (kazoku no ittai) mit
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dem Akzent auf dem traditionellen Haussystem des BGB der Meiji-Zeit.
In diesem System bedeutet dann für eine Frau die Ehe nichts anderes als
den Transfer von einer Familiengruppe (kazoku shüdan) zur anderen. Die
Ehefrau wird ein Teil der Familiengruppe des Ehemannes mit der Pflicht
zur Sorge für die ältere Generation. Zum anderen die Anhänger der Fami­
lieneinheit in Form einer Kernfamilie. Hier wird befürchtet, daß getrennte
eheliche Nachnamen zu Instabilität im Familienleben, zu einer Vernach­
lässigung der Kindererziehung und zu sozialem Unfrieden wie in den
USA führen könnten (Tökyö Yomiuri Shinbun 16.12.1993: 12).

Das Eheideal der Reformer ist nicht unbedingt mit einer Ablehnung der
staatlich sanktionierten Institution Ehe gleichzusetzen. Bücher der Na­
mensreformer erzählen von Fällen, in denen der Zwang zum gemeinsamen
Ehenamen des jetzigen BGB die Registrierung von Ehen verhinderte. Eini­
ge Ehepaare ließen sich sogar scheiden, obwohl sie weiterhin zusammen­
lebten, nur um ihren vorehelichen Namen wieder annehmen zu können
(TöKYÖ BENGOSHIKAI 1990: 6-26; TAKAHASHI, ORII und NINOMIYA 1992: 72­
75; FUKUSHIMA, SAKAKIBARA und FUKUZAWA 1989: 73). Reformer wollen an­
hand dieser Beispiele zeigen, daß das gegenwärtige Gesetz nicht nur eine
partnerschaftliche Ehebeziehung verhindert, sondern auch die staatlich
sanktionierte Institution Ehe unterhöhlt (FUKUSHIMA 1992: 150; NUMAZAKI
1996: 10). Die Implikation: Parlamentarier, die Ehe und Familie unterstüt­
zen wollen, müssen das Namensrecht reformieren, damit partnerschaftli­
che Paare ihre Beziehung auch registrieren lassen können. Eine Opposition
gegen die Reform bedeute eine Ablehnung der modemen Familie.

Neben der staatlichen Institution Ehe unterstützen die meisten Refor­
mer allerdings auch alternative Lebensstile. FUKUSHIMA, die selbst in einer
außerehelichen Gemeinschaft lebt und Mutter eines Sohnes ist,14 wünscht
sich mehr gesellschaftliche Toleranz. Sie stellt die rhetorische Frage, ob es
nicht einfacher wäre, in einer pluralistischen Gesellschaft zu leben, mit
Mutter-Kind- und Vater-Kind-Haushalten, geschiedenen und wiederver­
heirateten Paaren, "internationalen" Ehen und homosexuellen Paaren
(FUKUSHIMA 1992: 161). Reformer gehen über den Wunsch zur Tolerierung
von alternativen Lebensstilen hinaus, indem sie in den späten achtziger
Jahren zur außerehelichen Paarbeziehung aus Widerstand gegen das Na­
mensgesetz aufriefen (FUKUSHIMA, SAKAKIBARA und FUKUZAWA 1989: 42­
61).

Individuen und Gruppen im Lager der Reformer unterstützen nicht alle
Implikationen des Ideals einer gleichberechtigten Partnerbeziehung auf
freiwilliger Basis. Zusammen mit dem Namensrecht wollte das Justizmi­
nisterium auch das Scheidungsrecht und das Erbrecht im BGB reformie-

14 Interview FUKUSHIMA Mizuho, 22.8.1996.
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ren. Die Einführung des Zerrüttungsprinzips für gerichtliche Eheschei­
dungen gründet auf der Annahme, daß die Ehe ein freiwilliger Zusam­
menschluß von zwei Individuen sein solle und wurde auch von vielen Ak­
tivisten der getrennten Ehenamen unterstützt (FuKusHIMA 1992: 82-87).
NAKAJIMA Michiko lehnte die Scheidungsreform ab, obwohl sie für eine
Ehe auf individueller Basis eintrat. Ihre Haltung begründete sie mit der
Notwendigkeit des wirtschaftlichen Schutzes für Frauen (Mainichi Shin­
bun 24.9.1995: 4). Die Rechtsanwältin NINOMIYA Sumiko, die 1988 eine
Gruppe zur Unterstützung von getrennten Ehenamen in Nagoya gründe­
te, beteiligte sich wesentlich an einer 1993 entstandenen Gruppe gegen die
Einführung des Zerrüttungsprinzips (Asahi Shinbun 3.3.1996: Aichi 1).
Auch bei der Reform des Erbrechts, die eine rechtliche Gleichstellung zwi­
schen ehelichen und außerehelichen Kindern vorsah, gab es Widerstände
in Anwaltskammern und Stadtparlamenten, die sich für eine Namensre­
form ausgesprochen hatten. Es wurde befürchtet, daß eine erbrechtliche
Gleichstellung von außerehelichen Kindern die Seitensprünge der Ehe­
männer sanktioniere, fördere und damit auch die ehelichen Mütter in ih­
rer sozialen Stellung gefährde.15

Die Verwirklichung der gleichberechtigten Partnerehe war allerdings
nicht das explizite Ziel einer anderen Gruppe, die auch die Reform unter­
stützte. Diese Gruppe setzte sich besonders wegen der Fortführung des
Familiennamens für die Namensreform ein. Keiner der prominenten Ak­
tivisten bekannte sich zu dieser Gruppe, aber Teile der Bevölkerung und
einige Politiker unterstützte die Idee des getrennten ehelichen Naclma­
mens, um in einem Zeitalter sinkender Geburtenraten den Familienna­
men wenigstens eine Generation länger zu bewahren. So begeisterte sich
zum Beispiel der LDP-Abgeordnete SATÖ Shinji, Sohn des Premiermini­
sters SATÖ Eisaku und Vater nur von Töchtern, anfänglich für getrennte
Ehenamen als eine Methode, den Familiennamen zu bewahren.16 Schon
Ende der achtziger Jahre versuchten wesentliche Reformer, auch diejeni­
gen, die eigentlich nur den Familiennamen fortführen wollten, für eine
Namensreform zu gewinnen. Die Motivation der Familiennamensbewah­
rer (kamei sonzoku-ha) wurde, wider besseres Wissen, nicht als "traditio-

15 Interview SAKAKIBARA Fujiko, 1.8.1996, über die Widerstände gegen die erb­
rechtliche Gleichstellung von außerehelichen und ehelichen Kindern in der
Anwaltskammer von Nagoya, die aber ansonsten getrennte Ehenamen fordert.
Interview mit WAKATAKE Ryöko, 12.8.1996. Die Resolution des Stadtparlaments
von Koganei für eine BGB Reform unterstützte zwar getrennte Ehenamen, aber
die erbrechtliche Gleichstellung von außerehelichen und ehelichen Kindern
konnte wegen Meinungsverschiedenheiten unter den Politikern nicht erwähnt
werden.

16 Interview SAKAKIBARA Fujiko, 1.8.1996.
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nell", sondern als "progressiv" gedeutet. Eltern, die sich für eine Weiter­
gabe des Familiennamens an ihre Töchter einsetzten, zeigten damit, daß
sie ihre Töchter vor den Pflichten in der Mannesfamilie bewahren wollten
und trugen damit zur Gleichberechtigung von Frauen bei (FUKUSHIMA,
SAKAKIBARA und FUKUZAWA 1989: 35-36,43-46; FUKUSHIMA 1992: 137, 174).

2.3. Ausland und japanische Vergangenheit

Die meisten Reformer benutzen das Ausland als Vergleichsmaßstab. Das
Justizministerium ist noch am vorsichtigsten: "Ausländische Rechtssyste­
me mögen nicht völlig dem japanischen entsprechen", aber "gegenwärti­
ge Familienpraktiken in unserem Land haben sich an die Vereinigten Staa­
ten und Europa angeglichen und teilen auch viele ähnliche Merkmale". Es
ist sicher nützlich, den "gegenwärtigen Trend im Rechtssystem zur Ehe
und Scheidung in den Vereinigten Staaten und Europa" zu Rate zu ziehen
(HÖMUSHÖ 1994: 5). Seit den siebziger Jahren erkennen amerikanische Ge­
richte getrennte Ehenamen an und der Ministerrat der Europäischen Uni­
on entschied 1978, daß Ehenamen auf dem Prinzip der Gleichberechti­
gung beruhen sollten. Einige europäische Länder haben seitdem die
Option auf getrennte Ehenamen eingeführt wie zum Beispiel Deutschland
im Dezember 1993 (HÖMUSHÖ 1994: 5).J7

Die auch von Japan ratifizierte UN-Konvention gegen die Diskriminie­
rung von Frauen wurde von Reformern als Druckmittel eingesetzt, um
das japanische Gesetz zu ändern. Das Justizministerium erwähnte anhand
von Beispielen, wie der Geist (seishin ) der Konvention schon einige Geset­
zesänderungen in Japan bewirkt habe (HÖMUSHÖ 1994: 4). Auch in indivi­
duellen Reformpublikationen durfte ein Hinweis auf die UN-Konvention
nicht fehlen. FUKUSHIMA erklärte, daß Artikel 16 (g) der Konvention bei
den individuellen Rechten des Ehemannes und der Ehefrau auch das
Recht zur Wahl des Nachnamens einschließe (FUKUSHIMA 1992: 154). Die
Konvention wurde gepriesen als "wunderbarer Inhalt, der nicht nur die
Gleichheit der Möglichkeit (kikai), sondern auch Gleichheit des Ergebnis­
ses (kekka) und der Wirklichkeit (jisshitsu) fordert"(SAKAKIBARA, YOSHIOKA
und FUKUSHIMA 1993: 27). Manche Publikationen fügten sogar eine tabel­
larische Auflistung der ausländischen Gesetze zum Namensrecht an
(SAKAKIBARA, YOSHIOKA und FUKUSHlMA 1993: 255). Der Vergleich mit dem
Ausland diente dem Ziel, den Eindruck herzustellen, "Länder, die wie Ja-

17 Das neue deutsche Namensrechtsgesetz wurde auch in Reformpublikationen
erwähnt (FUKUSHIMA 1992: 155).
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pan per Gesetz einen restriktiven gemeinsamen Ehenamen bestiInmen,
seien äußerst selten" (TAKAHASHI, ORII und NINOMIYA 1993: 9).18

Reformer kritisieren häufig die japanische Geschichte, vor allem das
BGB der Meiji-Zeit, das den gemeinsamen Ehenamen endgültig für alle Ja­
paner zur Pflicht machte. INouE Haruyo, die sich als Frauenforscherin be­
zeichnet, weist darauf hin, daß gemeinsame Ehenamen erst hundert Jahre
alt sind und nicht wirklich zur japanischen Tradition gehören. Das Meiji­
BGB habe die vielfältigen Namenspraktiken der Bevölkerung durch den
gemeinsamen Ehenamen des Haussystems (ie seido) ersetzt. Rechtsgelehr­
te wie WAGATSUMA Sakae forderten zwar, die Wahl der Ehenamen den In­
dividuen zu überlassen, aber im BGB von 1948 wurde im Widerspruch zur
von der neuen Verfassung geforderten Achtung des Individuums der ge­
meinsame Ehenamen des Haussystems (ie seido) beibehalten (INouE 1986:
106-107).

Die Positionen der Reformer können wie folgt zusammengefaßt werden.
Das Individuum ist das Grundelement der Gesellschaft, Familie und Ehe.
Die Partnerschaft zwischen den Ehegatten, die sich nicht an traditionellen
Geschlechtsrollenrnustem orientiert, ist die wichtigste Beziehung in der Fa­
milie. Die Großfamilie ist ein Anachronismus. Da in der Gesellschaft noch
erhebliche sozioökonomische Unterschiede zwischen Männern und Frauen
bestehen, sollen Gesetze wie ein reformiertes BGB größere Gleichberechti­
gung schaffen. Den Weg aus der für Frauen erdrückenden japanischen Ver­
gangenheit zeigen ausländische Gesetze und internationale Verträge.

3. REFORMGEGNER UND IHRE SICHT ZUR FAMILIE

3.1. Die Reformgegner

Das auffälligste Merkmal der Reformgegner ist, daß sie sich erst Anfang
1996 formierten und öffentlich wahrgenommen wurden.19 Am 8. Februar

18 FUKUSHIMA Mizuho hält die Bewegung für getrennte Ehenamen in Japan mit der
feministischen Bewegung in den Vereinigten Staaten für vergleichbar. Dort seien
Männer inuner "Mister", bei Frauen würde zwischen "Miss" und Mrs" nach
Ehestand unterschieden, daher setzten sich Feministinnen für eine Beseitigung
dieses Zustandes durch Einführung von "Ms" ein. In Japan müssen bei Ehe­
schließungen die Nachnamen geändert werden und dadurch wird auch zwi­
schen unverheirateten und verheirateten Frauen unterschieden (FUKUSHIMA
1992: 156).

19 Laut YOSHIOKA Mutsuko waren die Rechtsanwälte ISHIHARA Akira und
NAKAMURA Katsumi, die beiden einzigen Reformgegner, die auch in den Mas­
senmedien ihre Argumente vor 1996 vortrugen (Interview 6.8.1996).
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1996 verabschiedete die Vereinigung der Shintö Schreine ainja Honchö) ein
Manifest gegen die BGB-Reform Uinja Shinpö 19.2.1996: I), und der Vorsit­
zende der Vereinigung, OKAMOTO Kenji, gründete die "Bürgergruppe ge­
gen getrennte Ehenamen und für die Bewahrung der Familienbande"20
(Sokoku to Seinen 1996: 6-7). Politiker der beiden konservativen Parteien
LDP und Shinshintö kritisierten den Gesetzentwurf des Justizministeri­
ums. Die Opposition der Politiker erstreckte sich vom Minister zum Lo­
kalpolitiker. Ein erstes Anzeichen für Probleme war, daß sich das Kabinet
nicht einigen konnte, den Gesetzesentwurf zu billigen (Asahi Shinbun
8.3.1996: 2). Dann begarmen Stadtparlamente wie Kanazawa, sich gegen
die Namensreform auszusprechen. Am 22. März 1996 war Tokushima die
erste Präfektur, die eine schriftliche Stellungnahme verabschiedete, eine
Entscheidung, die unter weiblichen Präfekturabgeordneten und Bürger­
initiativen in der Präfektur Unmut hervorrief (Asahi Shinbun 9.3.1996: 31
und Asahi Shinbun 26.3.1996: 30). Die Kontroverse spitzte sich zu, bis
schließlich das Rechtskomitee (Hömubukai) der regierenden LDP den Ge­
setzesentwurf durch interne Divergenzen am 21. Mai 1996 lahmlegte
(Asahi Shinbun 22.5.1996: 3). Obwohl der Vorsitzende des Komitees, der
Oberhausabgeordnete SHJMURA Tetsurö, dem Justizministerium volle Un­
terstützung zugesagt hatte, war er nicht in der Lage, Einigkeit herzustel­
len.21 Als Ergebnis der starken Opposition von LDP Politikern entschied
sich das Justizministerium, das BGB-Reformgesetz erst in der nächsten or­
dentlichen Legislaturperiode einzubringen (Asahi Shinbun 18.6.1996: 14).
Die Reformgegner hatten vorerst die Schlacht gewonnen.

Die Intensität der Opposition der Reformgegner überraschte die Refor­
mer. YOSHIOKA Mutsuko erwähnte, daß während der fünf Jahre, in denen
die Familienrechtsreformkommission tagte, kaum öffentliche Kritik laut
wurde.22 SAKAKIBARA Fujiko vermutete einen besonderen Plan: "Im Ge­
gensatz zu uns sind das Professionelle in der Politik. Sie warten auf den
richtigen Moment, um die Gesetzesvorlage zu kippen, nachdem sie vom
Justizministerium verkündet ist."23 FUKUSHIMA Mizuho bemerkte auch Er­
staunen im Justizministerium: "Ein Beamter des Ministeriums gab zu, daß
der Widerstand viel größer war als erwartet." Sie kritisierte das Ministe­
rium für seine schlechte Lobbyarbeit.24

Im Nachhinein kann Unbehagen über die Namensreform seit der Ver­
öffentlichung des letzten Zwischenberichts des Justizministeriums An-

20 Füfu bessei ni hantai shi kazoku no kizuna 0 mamoru kokumin iinkai.
21 Interview FUKUSHIMA Mizuho, 22.8.1996.
22 Interview YOSHIOKA Mutsuko, 6.8.1996.
23 Interview SAKAKIBARA Fujiko, 1.8.1996.
24 Interview FUKUSHIMA Mizuho, 22.8.1996.
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fang September 1995 aufgezeigt werden. Das Stadtparlament von Hi­
gashiyama in der Iwate Präfektur schickte Premierminister MURAYAMA
eine Resolution, in der das derzeitige System der gemeinsamen Ehenamen
unterstützt wurde (Tökyö Yomiuri Shinbun 22.9.1995: 14 und Nihon Keizai
Shinbun 22.9.1995: 38). Die Vereinigung der Shintö Schreine kritisierte seit
November in ihrer Zeitschrift Jinja Shinpö die Legalisierung von getrerm­
ten Ehenamen Uinja Shinpö 6.11.1995: 2). Ein Leitartikel in der Tökyö Yomi­
uri Zeitung im Januar 1997 entdeckte Meinungsverschiedenheiten in der
Regierungskoalition (Tökyö Yomiuri Shinbun 17.1.1996: 2). Aber selbst
wenn das Justizministerium und andere Reformer die Formierung einer
Opposition früher wahrgenommen hätten, ist es noch lange nicht sicher,
daß sie effektive Gegenmaßnahmen hätten treffen können.

3.2. Familiensicht der Reformgegner

Im Gegensatz zu den Reformern publizierten die Gegner wesentlich we­
niger. Nach der Veröffentlichung von etwa einem Dutzend Reformbü­
chern erschien erst im Oktober 1996 ein Buch der Reformgegner. In die­
sem waren auch einige Aufsätze oder Interviews aus Zeitschriften
nachgedruckt (YAGI und MIYAZAKI 1996). Es finden sich allerdings schon
vorher Artikel gegen die Namensreform in den Zeitschriften der Vereini­
gung der Shintö Schreine und der rechtsgerichteten Japanischen Jugend­
konferenz (Nihon Seinen Kyögikai), Gruppen, die getrennte Ehenamen ve­
hement ablehnten.

3.2.1. Familie ist die kleinste gesellschaftliche Einheit

Für Reformgegner ist die Familie die kleinste Einheit der Gesellschaft. Das
Individuum kann nur als Teil der Familie eine soziale Rolle erhalten und
sollte sich in die Familie einordnen. Der zentrale Slogan der Gegner der
Namensreform ist die Zerstörung der Einheit (lHai) der Familie. Die Ein­
heit, eine Kombination der Schriftzeichen für eins und Körper, steht für
die Familie, die angeblich durch die Reform auseinandergenommen wird.
Der Kontrast zur Einheit der Familie ist der Individualismus. Immer wie­
der bezeichnen Reformgegner den Individualismus als Schrecken
schlechthin. Die Vereinigung der Shintö Schreine spricht in ihrern Posi­
tionspapier gegen die BGB-Reform vom Übel des exzessiven Individua­
lismus (kojin shugi no ikisugi ni yoru heigai), der in der Namensrechtsreforrn
stecke. Es wird erläutert, daß die Achtung des Individuums (kojin no son­
chö) nichts anderes sei als die Tendenz zum vollständigen (tettei) Indivi­
dualismus. Die Bedeutung der Familie, der kleinsten Einheit der sozialen
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Gemeinschaft (shakai kyödötai), werde dagegen vernachlässigt. Im Gegen­
teil, die Familie werde durch den Individualismus, der sich in getrennten
Ehenamen manifestiere, zerstört (hökai), obwohl es eigentlich gerade heu­
te notwendig wäre, die Familienbeziehungen zu stärken Uinja Shinpö
19.2.1996: 1). Die Gleichsetzung von getrennten Ehenamen mit Individua­
lismus und sozialem Chaos ist bei Gegnern der Reform häufig zu finden
(TAKAICHI 1996: 196-97; YAGI and MIYAZAKI 1996: 218). Getrennte Ehe­
namen mit ihren egoistischen und hedonistischen Zügen zerstörten die
aus Familien gebildete Gemeinschaft.

3.2.2. Familienideal

Die Partnerschaft zwischen gleichberechtigten Ehepartnern ist kein zen­
traler Bestandteil der Familienideologie der Reformgegner. Sie sehen die
Familie vor allem als eine Fürsorgeinstanz für hilflose Mitglieder der Ge­
sellschaft. Die Vereinigung der Shintö Schreine definiert die Familie als
"Ort der gesunden Entwicklung von Kindern" und "Quelle der Erzie­
hung" Uinja Shinpö 19.2.1996: 1). Die wesentliche Funktion einer Familie
sei es, Kinder aufzuziehen und, implizit, die Hauptaufgabe von Frauen,
sich der Erziehung von Kindern zu widmen.

Das Verhältnis der Generationen zueinander und das Problem der AI­
tenpflege wird häufig mit getrennten Ehenamen verbunden. Der Rechts­
anwalt ISHIHARA Akira zum Beispiel befürchtet, daß eine Frau sich von
den Verwandten ihres Mannes und insbesondere ihren Schwiegereltern,
distanzieren möchte, wenn sie einen getrennten Ehenamen zu tragen
wünsche (Tökyö Yomiuri Shinbun 4.2.1994: 15). Die Großfamilie werde ge­
fährdet, wenn junge Frauen sich durch getrennte Ehenamen lossagen
wollten. Eine Gruppe gegen getrennte Ehenamen, die der Vereinigung
der Shintö Schreine nahesteht, ist noch expliziter. Getrennte Ehenamen
führten zu einem großen "Durcheinander der Familienlinie" (kakei) und
der Trend, die traditionelle Familie (ie) zu ignorieren, nehme überhand.
Dies habe gravierenden Einfluß auf die Ahnenverehrung, die Instandhal­
tung von Gräbern und den Willen zur Pflege von alten Menschen. Der
Brauch des Zusammenlebens von drei Generationen, die komplementäre
Stütze (hokan) des japanischen Wohlfahrtssystems, würde vernachlässigt
(Sokoku to Seinen 1996: 6). Als Wohlfahrtsinstitution der Nation sei die Fa­
milie ein Auffangbecken für Junge und Alte, Kranke und Schwache und
damit auch ein wesentlicher Garant für die Aufrechterhaltung der sozia­
len Ordnung und des Gemeinwohls.

Ehe wird aufgefaßt als eine staatlich sanktionierte Institution mit ge­
meinsamen Ehenamen. Das außereheliche Zusammenleben von Mann
und Frau ist unerwünscht. Ein wichtiger Kritikpunkt an der Namensre-
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form ist darum die geringere äußere Möglichkeit der Unterscheidung zwi­
schen legaler Ehe (seiki na kekkon), Kohabitation (dösei) und außerehelichen
Beziehungen (jurin kankei) als Ergebnis der Namensreform. Zusammen
mit der Gleichstellung von außerehelichen und ehelichen Kindern im Erb­
recht, sei die BGB-Reform eine Gesetzesänderung, welche de facto unmo­
ralisch sei und unverheiratete Mütter aufwerte (KABASHIMA 1996: 13). Zu­
sätzlich sprechen Reformgegner einer Ehe mit getrennten Ehenamen die
Vollwertigkeit ab. Ihnen zufolge handelt es sich um eine wilde Ehe (yagö),
weil die Ehepartner keine Namensänderung bei der Eheschließung erfah­
ren haben, welches ein striktes Passagenritual (tsüka girei) zur Verfesti­
gung der Bindung zwischen den Ehepartnern darstelle. Als Folge würden
daher nichteheliche Beziehungen (jijitsukon) in Mode kommen, durch
Scheidung entstandene Ein-Elternteil-Haushalte plötzlich zunehmen und
die sexuelle Moral degenerieren. Schließlich würde das ganze Ehesystem
zusammenbrechen (Sokoku to Seinen 1996: 6). Als Antwort auf die Mei­
nung, daß Ehepartner durch Liebe zusammengehalten werden, äußert der
Journalist CHIBA Tensei (1996: 34): von "einem Ehesystem, von dem der
gemeinsame Ehename und das Zusammenleben weggenommen wird,
bleibt fast nichts übrig". Der gemeinsame Ehename dient somit als not­
wendiger Bestandteil der Ehe. Er bildet ein Gerüst, um die Menschen zu­
sammenzuhalten.

Verfechter von getrennten Ehenamen betonen immer wieder, wie wich­
tig eine Gesetzesänderung für die rechtliche und tatsächliche Gleichstel­
lung von Ehefrauen sei. Die Gegner drehen diese Behauptung ins Gegen­
teil um. Das derzeitige Rechtssystem schütze Frauen. Eine Änderung sei
gerade für Frauen besonders unvorteilhaft. Nach Rechtsanwalt ISHIHARA
Akira hätten Frauen im gegenwärtigen japanischen Rechtssystem eine be­
sonders gute Stellung inne, wie der Vergleich mit anderen Ländern zeige.
Common [mD-Länder wie die Vereinigten Staaten und England, die den
Ehegatten sowohl gemeinsame als auch getrennte Nachnamen ermöglich­
ten, hätten sehr hohe Scheidungsraten. Getrennte Nachnamen erleichter­
ten die Ehescheidung. Den größten Nachteil im Falle einer Scheidung hät­
ten die Frauen. In Ländern, in denen getrennte Nachnamen die Regel sind,
wie in China und Korea, würden Frauen diskriminiert, da sie nicht zur Fa­
milienlinie gehörten (Tökyö Yomiuri Shinbun 4.2.1994: 15). Andere fürchten
neue Diskriminierungsformen von Frauen im Falle einer Reform. Begrün­
dung: Die Braut, die einen anderen Nachnamen zu tragen wünscht als ihr
Mann, werde von seinen Eltern und Verwandten kühl behandelt und vorn
Familienverband (dözoku) geschnitten (Sokoku to Seinen 1996: 6). Auch
Frauen unter den Reformgegnern betonten die Nachteile für Frauen. TA­
KAICHI Sanae, Shinshintä Abgeordnete im Unterhaus, kritisiert die Mas­
senmedien für ihre Darstellung der BGB-Reform als ein Gesetz zur Be-

272



Die japanische BGB-Reformkontroverse (1996)

wahrung der Frauenrechte. Im Gegenteil, der größte Verlierer bei dem
neuen Gesetz sei die Hausfrau, die ernsthaft die Familie bewahre. Nach
TAKAICHI ergeben sich konkrete Nachteile für Frauen aus dem Individua­
lismus der BGB-Reform, die sich auch im Erbrecht und im Scheidungs­
recht widerspiegelt. Die Nachteile für Frauen erstreckten sich nicht alleine
auf die BGB-Reform, sondern seien auch in der Vorlage für das Pflegege­
setz zu finden, bei der die liebevolle Betreuung in der Familie durch be­
zahlte Betreuung von außen ersetzt werden solle. Nicht "obwohl", son­
dern "weil" sie Frau ist, lehnt TAKAICHI die BGB-Vorlage ab und beklagt
sich darüber, daß andere weibliche Abgeordnete ihrer Partei ihre Haltung
"als Verrat an Frauen" empfinden (TAKAICHI 1996: 190-192). Gemeinsame
Ehenamen böten Ehefrauen Sicherheit in Großfamilie und Ehe. Frauen,
vor allem Hausfrauen, brauchten Schutz vor Männern, die fremdgehen
und sich ungehemmt scheiden ließen.

Kinder und Ehemänner werden von den Reformgegnern zu den eigent­
lichen Opfern getrennter Ehenamen erklärt. Unterschiedliche Nachnamen
zwischen Kindern und einem Elternteil würden die Kinder psychisch auf­
teilen (seishinteki buntan) und die Einheit von Eltern und Kind schwächen
(Sokoku to Seinen 1996: 6; TAKAICHI 1996: 188; siehe Asahi Shinbun 19.9.1989:
16). ISHIHARA Akira geht davon aus, daß die Mutter eines Einzelkindes am
ehesten eine arbeitende Frau sei und daher getrennte Ehenamen wünscht.
Er befürchtet das Erlöschen des Familiennamens des Vaters, falls das Kind
den Nachnamen der Mutter erhält. Dies sei "Ein Ergebnis, welches Män­
ner nicht zufriedenstellen kann" (Tökyö Yomiuri Shinbun 4.2.1994: 15; siehe
CHIBA 1996: 26). Auch unterschiedliche Nachnamen zwischen Kindern in­
nerhalb einer Familie, ein Aspekt, der in den frühen neunziger Jahren de­
battiert, aber nicht in den Gesetzesvorschlag des Justizministeriums von
1996 übernommen wurde, körme Kinder unglücklich machen (Tökyö Y0­

miuri Shinbun 4.2.1994: 15). Getrennte Ehenamen seien auch eine Absage
an Kinder, denn "am ehesten ist klar", daß Kinder jetzt nicht mehr groß­
gezogen werden (HASEGAWA 1996: 26-27). Die Kinder werden zu bedau­
ernswerten Objekten des Mitleids und Frauen, die getrennte Ehenamen
wünschen, werden als unverantwortliche Egoistinnen dargestellt.

3.3. Reformbewegung ist eine anti-japanische Verschwörung

Seit 1996 wird versucht, die Reform zu stoppen, indem die Reformbewe­
gung und ihre Protagonisten diskreditiert werden. Die Reform wird als et­
was Unnatürliches und Fremdes dargestellt. Die Namensrechtsreform
wird zu einer Verschwörung, die sich folgendermaßen vollzogen hat: jun­
ge sozialistisch und westlich inspirierte Feministinnen in den Städten hät-
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ten die elitären intellektuellen Bürokraten des Justizministeriums dazu
gebracht, die ahnungslosen und widerstrebenden normalen Japaner um
ihr althergebrachtes Familiensystem zu bringen.

Die öffentlichen Aktivisten der Reform stehen im Mittelpunkt der Kri­
tik. HASEGAWA Michiko, Absolventin des Graduiertenstudiums der Kul­
turwissenschaften an der Tökyö Universität und jetzt Professorin in Sai­
tama, sieht feministische Intellektuelle als die Hauptverantwortlichen für
den Reformvorschlag des Ministeriums an. Diese Intellektuellen (interi),
die mit dem Ministerium in Verbindung stünden, propagierten eine Ideo­
logie, nach der "Männer und Frauen unbedingt gleich sein müssen" (HA­
SEGAWA 1996: 19). Die "betrügerischen Ideen" der heutigen Feministen,
die nur das Individuum betonten, befänden sich auf dem Reifeniveau von
Mittelschülern (HASEGAWA 1996: 29). Diesen Ideen setzt sie die rhetorische
Frage entgegen: "Falls Männer und Frauen gleich sind, warum sollte nur
ein Mann und eine Frau als Paar anerkannt werden?" Ihrer Meinung nach
führen getrennte Ehenamen zu einer von ihr nicht gewünschten Anerken­
nung homosexueller Beziehungen (HASEGAWA 1996: 32-33).

TAo Norio, Kommentator des Jinja Shinpö, der Zeitschrift der Vereini­
gung der Shintö Schreine, führt die Namensrechtsreform zurück auf eini­
ge Frauengruppen in der Großstadt Tökyö (TAo 1996: 2). Der Journalist
CHIBA Tensei bezeichnet die Frauenrechtsbewegung (joken undo) als Trä­
ger einer extrem linken Ideologie und erklärt: "Durch das Ausmerzen der
Unterschiede zwischen Mann und Frau aus allen Ecken der Gesellschaft
wird geplant, das Familiensystem und das Gesellschaftssystem aufzulö­
sen. Dies ist das wahre Gesicht der Frauengruppen. Ihr derzeit größtes
Ziel ist die Legalisierung von getrennten Ehenamen" (CHIBA 1996: 27).
Auch KABASHIMA Yüzö, Vertreter der Japanischen Jugendkonferenz (Ni­
hon Seinen Kyögikai) sieht das Justizministerium als Handlanger, welches
nur offiziell Gesetzesänderungen im BGB vorschlug. Die wirklichen
Drahtzieher kämen aus der Sozialdemokratischen Partei, die Kabashima
nur als "ehemalige sozialistische Partei" bezeichnet (KABASHIMA 1996: 10).
Die Reformgegner enthielten sich direkter Kritik am Justizministerium,
als ob es keine Verantwortung trüge. Man kann vermuten, daß man sich
davon erhoffte, das Ministerium auf die Seite der Reformgegner zu ziehen
und es daher nicht zur Zielscheibe von Attacken machte.

3.4. Ausland und japanische Vergangenheit

Stärker noch als bei den Reformern spielt das Konzept "Ausland" in der
Argumentation der Reformgegner eine große Rolle. Aber im Gegensatz zu
den Reformern ist für sie das Ausland kein Modell. Ob das Ausland direkt
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für das Namensrecht verantwortlich gemacht wird, die Ideen der Refor­
mer als vom Ausland kommend gebrandmarkt, die Reformer beschimpft
werden, das japanische Unwissen über das Ausland auszunutzen oder
einfach nur alles angeblich Schlechte mit dem Ausland und dem Namens­
recht in Zusammenhang gebracht wird, - die Reformgegner sind sich ei­
nig, daß das Ausland und seine Ideen Japan gefährden.

Einige Gegner behaupten, daß die Namensrechtsreform im Ausland ih­
ren Ursprung habe. Typisch ist hier zum Beispiel die Meinung von HASE­
GAWA Michiko. Für HASEGAWA war Druck aus dem Ausland entscheidend
für den Ursprung der Bewegung, denn die Debatte begann nicht in Japan,
sondern wurde durch die 1985 ratifizierte UN-Konvention gegen Diskri­
minierung von Frauen verursacht. Die Konvention sei unüberlegt von der
japanischen Regierung unterschrieben worden, weil sie nicht als Außen­
seiter dastehen wollte, und nun glaube das Justizministerium, daß der
Geist der Konvention eine Änderung des japanischen BGB erfordere
(HASEGAWA 1996: 18-20). Ein etwas ungewöhnlicherer "ausländischer Ur­
sprung" für die Reform wurde von KABASHIMA entdeckt, nämlich die So­
wjetunion. Um die Familie zu zerstören, sei im Recht der Sowjetunion
zwischen 1926 und 1944 nicht zwischen registrierten und unregistrierten
Ehen unterschieden worden. Dieses sowjetische Ehesystem mit einer
rechtlichen Gleichstellung von Partnerbeziehung und Ehe sei zum Ideal
japanischer sozialistischer Reformer wie zum Beispiel FUKUSHIMA Mizuho
geworden, die in ihren Publikationen das sowjetische Ehesystem lobe. Der
Zusammenhang von Kommunismus und Sozialismus werde auch da­
durch deutlich, daß FUKUSHIMA zusammen mit der Rechtsanwältin und
Parlamentsabgeordneten CHIBA Keiko für die "ehemalige Sozialistische
Partei" im August 1993 ein Buch zur Unterstützung von getrennten Ehe­
namen veröffentlichte. Die mögliche Konsequenz: Wenn Ideen der Ver­
fechter von getrennten Ehenamen zum Zuge kämen, würde Japan die Tra­
gödie von Scheidung, Ehebruch und Jugendkriminalität der damaligen
Sowjetunion erleben (KABASHIMA 1996: 11-12). Nach Meinung anderer
Gegner ist das Ausland nur indirekt der Grund für die japanische Na­
mensreform. Frauengruppen und das Justizministerium hätten den "Aus­
landskomplex" der Japaner für ihre Agitation ausgenützt, wenn sie be­
haupteten, daß nur in Japan noch ein System von gemeinsamen
Ehenamen existiere, schreibt CHIBA Tensei (CHIBA 1996: 28).

Auch wenn dem Ausland nicht die Drahtzieherschaft in die Schuhe
geschoben wird, als abschreckendes Beispiel wird es vielfach zumindest
angeführt. Besonders schlecht werden die Vereinigten Staaten als eine
Hochburg der verderblichen Ideologie des Individualismus porträtiert.
Die unverheiratete TAKAICHI Sanae beschreibt die Lebensumstände der
bedauernswerten amerikanischen Kinder: Wenn Männer und Frauen äl-
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ter würden, würden sie ihren individualistischen Yuppie- oder Dinks-Le­
bensstil aufgeben und Kinder bekommen. Nach deren Geburt würden
die Eltern sich weiterhin auf ihre Arbeit konzentrieren, und wenn sie
sich schließlich scheiden ließen, stritten sie sich erbarmungslos vor Ge­
richt. Es gebe viele Kinder, die geisteskrank würden (TAKAICHI 1996:
196).

Der Kontrast zum Ausland wird häufig in der japanischen Vergangen­
heit entdeckt. Vor allem wird das Meiji-BGB hervorgehoben, aber auch
das BGB von 1948 wird gelobt, beide Texte stützten schließlich gemeinsa­
me Ehenamen. Nach einer Tirade gegen die verachtenswerten Gesetze
und Praktiken in den Vereinigten Staaten und Asien erklärt ISHIHARA Aki­
ra: "Die Pflicht zum gemeinsamen Ehenamen, festgesetzt durch das BGB
der Meiji-Zeit, war progressiv und entsprach dem Volkswillen" (Tokyo Yo­
miuri Shinbun 4.2.1994: 15). Rechtsanwalt NAKAMURA Katsumi vergleicht
das mit "feudalistischem" Gedankengut behaftete getrermte Namens­
recht der frühen Meiji-Zeit mit der Pflicht zum gemeinsamen Ehenamen
im Meiji-BGB. Auch er folgert: "Aus historischer Sicht gesehen, ist das der­
zeitige Systern des gemeinsamen Ehenamens progressiv" (Asahi Shinbun
19.9.1989: 16).

Der ideologische Charakter der Namensrechtsdebatte wird besonders
deutlich an der totalen Ablehnung von getrennten Ehenamen, obwohl sie
nur als Wahlmöglichkeit angeboten werden sollen. Ehepaare können sich
_. so der Entwurf des Ministeriums - auch nach einer Gesetzesänderung für
einen gemeinsamen Ehenamen entscheiden. ISHIHARA jedoch lehnt eine
Wahlmöglichkeit zwischen gemeinsamen und getrennten Nachnamen ab,
da beide Philosophien sich gegenseitig ausschließen würden. Sollte jemals
die Mehrheit der Bevölkerung getrennte Ehenamen wünschen, fordert er
die Einführung getrennter Nachnamen für alle (Tokyo Yomiuri Shinbun
4.2.1994: 15), wohlwissend, daß eine solche Mehrheit zur Zeit nicht exi­
stiert und daß ein Zwang zu getremlten Nachnamen erheblichen Unmut in
der Bevölkerung auslösen würde. NAKAMURA Katsumi würde die Benut­
zung eines Pseudonyms (tsüsho) am Arbeitsplatz als tolerabel in Erwägung
ziehen, aber eine Anerkennung von getrennten Ehenamen per Gesetz sei
eine völlig andere Sache (Asahi Shinbun 19.9.1989: 16).

Man karm daher folgern, daß sich die Kritik nur vordergründig an einer
Namensregelung entzündete. Es waren die Reformer und ihre realen und
unterstellten Ideale, die bekämpft werden sollten. KABASHIMA Yüzö inter­
pretiert die Wahlmöglichkeit von Ehenamen als Anfang einer langen Rei­
he von Gesetzesvorhaben, denn die Ziele der Reformer seien viel weitrei­
chender. Er zitiert aus einer Publikation der Rechtsanwältin FUKUSHIMA
Mizuho: "Als ersten Schritt werden wir dieses ändern, als nächsten Schritt
werden wir jenes ändern. Das Familienregistergesetz sollte geändert wer-
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den und auch das Verwandtschaftsrecht (shinzokuhen) und das Erbrecht
(sözokuhen) im BGB" (KABASHIMA 1996: 13).

In ihrer Resolution gegen die BGB-Reform schloß die Vereinigung der
Shintö Schreine eine sehr konkrete Angst mit ein, die in der allgemeinen
Individualismusdiskussion um getrennte Ehenamen übersehen werden
könnte. Die "sehr große Befürchtung" nämlich, daß unter den Verfechtern
von getrennten Ehenamen "die Meinung weit verbreitet ist", den Artikel
897 BGB abzuschaffen (Jinja Shinpö 19.2.1996: 1). Er regelt die Erbfolge von
rituellen Gegenständen und Gräbern, die auf denjenigen übergehen, der
"nach Brauchtum" bei "Feiern zum Gedächtnis der Vorfahren die Leitung
übernimmt". Die Vereinigung sorgt sich um eine Schwächung des Shintö,
die ihrer Meinung nach von einer Abschaffung des "Ritualparagraphen"
ausgehen könnte. Es ist verständlich, daß die Vereinigung bei gesetzlichen
Regelungen, die sich auf Shintö Zeremonien auswirken könnten, mitre­
den möchte, aber was ist der Zusammenhang mit getrermten Ehenamen?
Die Befürchtung der Vereinigung, daß Reformer auch den Artikel 897 ab­
schaffen wollen, ist nicht völlig abwegig. Die Verbindung braucht nicht
einmal über das vage Konzept des Individualismus hergestellt zu werden,
denn führende Verfechter der Namensreform forderten tatsächlich unter
anderem auch eine Abschaffung dieses Artikels, wie zum Beispiel das in
der Namensrechtsreform einflußreiche Rechtsanwältinnentrio SAKAKIBA­
RA, YOSHIOKA und FUKUSHIMA. Ihre Begründung: der Artikel verkörperte
den schlechten Geist des Haus-Systems, und eine Sonderregelung für Ri­
tualgegenstände im Erbrecht sei heute nicht notwendig (SAKAKIBARA, Yo­
SHIOKA und FUKUSHIMA 1993: 196). Aber die Ideologie des Hauses mit sei­
ner Betonung auf Vorfahren und der Rituale wird von der Vereinigung für
Shintö Schreine als ein wesentlicher Bestandteil des Shintö gesehen, und
Shintö ist die Daseinsberechtigung der Vereinigung.

Nationale Rhetorik ist ein wichtiges Merkmal der Reformgegner. Die
Vereinigung der Shintö Schreine, die sich als Bewahrer der traditionellen
Kultur (dentö bunka) betrachtete, proklamierte: "Gemeinsame Ehenamen
unseres Landes ... bestehen in Übereinstimmung mit unserem Volkscha­
rakter (kokuminsei) nicht nur im täglichen Leben, sondern sind auch ein
wichtiges Element der geistigen Kultur (seishin bunka)" (Jinja Shinpö
19.2.1996: 1). Ein anderes Beispiel ist der Ausspruch des Rechtsanwalts
ISHIHARA: ,,Ich betone: Blut ist stärker als Wasser, aber ein Name ist noch
stärker als Blut. Ich glaube, daß Japans gemeinsame Ehenamen etwas Be­
sonderes sind und andere Länder sie auch übernehmen sollten" (Tökyö Yo­
miuri Shinbun 4.2.1994: 15).

Die Haltung der aktiven Reformgegner kann deshalb wie folgt zusam­
mengefaßt werden. Die Familie sei die kleinste gesellschaftliche Einheit,
Stütze des Staates und Träger der japanischen Kultur. Die Namensreform
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rüttele an den Grundfesten von Gesellschaft, Staat und Nation. Die we­
sentliche Rolle von verheirateten Frauen bestehe in der Fürsorge von Fa­
milienmitgliedern, der Erziehung von Kindern und der Pflege der älteren
Generation. Die Reformgegner sehen in der Namensreform das Werk von
städtischen Intellektuellen, die vom Ausland beeinflußt und mit Hilfe des
japanischen Justizministeriums der gesamten japanischen Bevölkerung
neue Ideale aufdoktrinieren wollen. Wehret den Anfängen, um Japan vor
dem Niedergang zu bewahren, lautet der Tenor ihres hartnäckigen Wi­
derstands.

4. ANALYSE DER BGB-KoNTROVERSE

4.1. Institutionen und Politik

Zwei konkurrierende Interessenverbände formierten sich als Reformbe­
fürworter und Reformgegner. Ein Netzwerk von Juristen war die treiben­
de Kraft hinter der Reformbewegung. Namhafte Rechtsgelehrte, femini­
stische Rechtsanwältinnen, wichtige Anwaltsverbände, die Mehrheit der
Gerichte und das Justizministerium begrüßte eine BGB-Reform mit dem
Ziel, eine Wahlmöglichkeit zwischen gemeinsam~nund getremlten Ehe­
namen bei der Eheschließung einzuführen. Außerdem wurde die Reform
von Frauenverbänden, dem Gewerkschaftsverband (Rengö), dem Arbeit­
geberverband (Keidanren), der Asahi Zeitunis und den Parteien Shintö Sa­
kigake, SDP und den Kommunisten unterstützt. Die Shinshintö änderte
1996 ihre Haltung zur Reform von positiv zu abwartend und die LDP
blieb gespalten, aber eher ablehnend. Starke Opposition kam von der Ver­
einigung der Shintö Schreine. Der Widerstand konservativer Politiker ge­
gen den Reformvorschlag des Justizministeriums war nicht nur ein Auf­
bäumen von Politikern gegen Bürokraten, sondern auch ein Zeichen für
einen mangehlden Konsens außerhalb der Juristenkreise.

Zwei Phasen sind in der BGB-Kontroverse zu unterscheiden. Die erste
Phase, die Zeit, in der sich die Reformbewegung formierte und ohne
Widerstand ihre Meinung propagieren konnte, ist von 1984 bis 1995 anzu­
setzen. Im wesentlichen bestand die Debatte in dieser Zeit aus einem
Schattenboxen der Reformer in Publikationen, Printmedien und im Justiz­
rninisterium. Genaugenommen gab es keinen Meinungsaustausch, zu­
mindest war er höchst einseitig. Als zweite Phase kann man die eigentli­
che BGB-Kontroverse seit dem 26. Februar 1996 bezeiclmen. Nach der

25 Zum Beispiel der LeitartikelllJidai ga yäsei suru minpä no kaisei" (Asahi Shinbun
3.3.1996: 5).
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offiziellen Übergabe des Abschlußberichts der Familienrechtsreformkom­
mission an die Justizministerin organisierten und artikulierten sich die Re­
formgegner und wehrten den Gesetzesentwurf des Justizministeriums
vorerst ab.

Bis Juni 1997 war das BGB noch nicht reformiert. Ob dem Wunsch der
Reformer nach einer gesetzlichen Gleichstellung von gemeinsamen und
getrennten Ehenamen entsprochen wird, erscheint zweifelhaft. Eine Um­
setzung des Kompromißvorschlags des Rechtskomitees der LDP, in offi­
ziellen Dokumenten nur gemeinsame Ehenamen zuzulassen, aber de fac­
to das Führen getrennter Ehenamen im Alltagsleben zu erlauben, würde
das zur Zeit herrschende Namensrecht und die damit zusammenhängen­
den Ideale von der Rolle der Frau bewahren (Tökyö Yomiuri Shinbun
4.3.1997: 1). Die Namensrechtsreformer hätten ihr Ziel, dem sie sich noch
Anfang 1996 so nahe glaubten, nicht erreicht.

4.2. Inhalt

Reformer oder Reformgegner teilten zwei grundsätzliche Annahmen, die
es ihnen ermöglichten, sich intensiv mit dem Namensrecht zu befassen:
Erstens, Gesetze sind Einflußfaktoren auf Werte, Einstellungen und Ver­
halten der Bevölkerung. Der Reform des Namensrechts kann damit eine
Bedeutung zugeschrieben werden, die weit über die Regelung des Na­
mens hinausgeht. Die Kontrahenten argumentieren mit unterschiedli­
chem Nachdruck, daß das Namensrecht das Potential in sich trägt, Ehe,
Familie, Gesellschaft, Kultur und Staat wesentlich zu prägen. Zweitens, es
ist Aufgabe des Staates, Nachnamen zu regulieren. Die Rolle des Staates
als Kontroll- und Legitimierungsinstanz von Namen, seien es Vor- oder
Nachnamen, wurde von keiner einflußreichen Gruppe in Frage gestellt.

Je nach Zeit und Gesellschaft können Namen unterschiedliche ideologi­
sche Bedeutung gewinnen. Im Japan der Gegenwart ging es für die Teil­
nehmer der Namensrechtsdebatte um eine Neubestimmung der Familien­
beziehungen, besonders um die Rolle der Ehefrau. Wie die Reformer
teilten auch die Gegner eine grundlegende Sicht der Familie. Die Reformer
propagierten ein partnerschaftliches Eheideal, im Gegensatz zu den Re­
formgegnern, die die Pflicht der Ehefrau gegenüber den Vorfahren des
Mannes und ihren Kindern betonten. Die Divergenz in der Sicht zur Rolle
der Ehefrau ergab sich auch aus der Definition der kleinsten autonomen
Gesellschaftseinheit. Die biologische Definition der Reformer, der einzel­
ne selbstbestimmte Mensch, stand im Gegensatz zur sozialen Definition
der Reformgegner, der Familie als einer natürlichen, unteilbaren körper­
lichen Einheit.
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Bis Herbst 1996 wurden nur zwei Alternativen wirklich diskutiert. Ent­
weder sollte das derzeitige Namensrecht beibehalten oder eine Wahlnlög­
lichkeit zwischen gemeinsamen und getrennten Nachnamen für Ehegat­
ten eingeführt werden. Die Reformer, in realistischer Einschätzung der
Widerstände, setzten sich nur schwach für eine Änderung des Namens­
rechts für Kinder ein. Der Vorschlag des prominenten Denkers der Meiji­
Zeit, FUKuzAwA Yukichi, von jedem Nachnamen ein Schriftzeichen zu
nehmen und einen neuen Nachnamen zu schaffen, obwohl in der Presse
als nette, aber kuriose Idee vorgestellt (Asahi Shinbun 2.2.1991: 5), war zu
radikal, um im Japan der Gegenwart ernsthaft in Erwägung gezogen zu
werden.

Was bei der Debatte besonders auffällt, ist eine Tendenz, die eigene
Meinung häufig an einem verzerrten Bild der gegnerischen Position zu
verdeutlichen. Vor allem wurden tatsächliche, mögliche und angebliche
gesellschaftliche Mißstände dem Gedankengut des Gegners zugeschrie­
ben, auch weml keinerlei direkter Zusammenhang zum Namensrecht be­
stand. Das Namensrecht selbst war nicht Gegenstand der Diskussion, son­
dern die Philosophie, die einer bestimmten Version des Namensrechts
zugeschrieben wurde.

Auch "das Ausland" und "die japanische Vergangenheit" bildeten ei­
nen Referenzrahmen für die Namensrechtsdebatte. Für den nicht weitge­
reisten oder historisch gebildeten Leser waren die Aussagen der beiden
Seiten schwer nachprüfbar. Die Reformer stellten "das Ausland" als posi­
tives nachahmenswertes Modell dar, das im Kontrast zur verbesserungs­
würdigen japanischen Tradition steht. Bei den Reformgegnern war es ge­
nau umgekehrt. Es ging beiden Seiten nicht ernsthaft darum, wirkliche
Alternativen aufzuzeigen. Der Fall Deutschland und die dortige Namens­
rechtsreform zum Beispiel wurden außerhalb des Justizministeriums
kaum zur Kenntnis genommen und waren für die japanische Debatte von
keinerlei Relevanz. Es ging eher darum, Druck auf die japanische Diskus­
sion auszuüben oder abzuwenden. Ein Beispiel ist die UN-Konvention
zur Abschaffung der Diskriminierung der Frauen, der in der japanischen
Debatte eine wichtige Rolle spielte. In Deutschland wurde die Konvention
in einer detaillierten Studie zur Entwicklung des Namensrechtsgesetz
nicht einmal erwähnt (GmSEN 1993: 65-81). Auch sonst ist ein kurzer Ver­
gleich mit Deutschland interessant. Viele der Argumente für und wider
eine Reform in Japan lassen sich auch in der deutschen juristischen Debat­
te finden, wie zum Beispiel die Begriffe "Gleichberechtigung von Frau
und Mann", "Namen als dem Zeichen der Identität", "Persönlichkeits­
recht", und "Einheitlichkeit des Familiennamens" (BOEMKE 1991: 185-188,
SCHWAB 1992: 1015). In Deutschland wurde der gemeinsame Ehename
auch als "ein Rechtsgut, das ,deutschem Recht und deutscher Sitte ent-
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spricht'" (BoEMKE 1991: 185) bezeichnet. Der Diskurs aber scheint im all­
gemeinen dem Zusammenhang zwischen Namensrechtsreform, Familie
und nationaler Identität wesentlich weniger Bedeutung zuzuschreiben.26

Während der öffentlichen Diskussion in Japan 1996 glaubten einige Re­
former, daß sich die Reformgegner in den Parteien aus einem Mißver­
ständnis des Reformvorhabens heraus gegen eine Gesetzesrevision stell­
ten. Niemand sei gezwungen, der neuen Namensregelung zu folgen, es
würden lediglich die Wahlmöglichkeiten für einen sehr kleinen Kreis von
Interessenten erweitert. Die Argumentation übersieht allerdings das we­
sentliche Problem, denn nicht die Namensregelung als solche, sondern die
Familienphilosophie ihrer Befürworter sollte verhindert werden. Die kon­
servative Reaktion zumindest wurde nicht vorn falschen, sondern vom ge­
nauen Verständnis der gesellschaftlichen Ziele der Reformer angetrieben.
Als Kampf der Weltanschauungen begonnen, war es dann sehr schwierig,
auf der praktischen Ebene Kompromisse zu finden, die allen Seiten ge­
recht werden konntenP

4.3. Implikationen

Die Frage, warum 1996 die BGB-Gesetzesvorlage eine Kontroverse auslö­
ste, ist noch nicht endgültig geklärt. Was bis 1996 auffiel, war eher ein
Mangel an öffentlicher Diskussion, da sich fast ausschließlich die Refor­
mer in Printmedien und Büchern zu Wort meldeten. Was war der Impetus
für den zumindest bis jetzt erfolgreichen Widerstand?

In einem Vergleich mit einer früheren BGB-Kontroverse körmte der
Schlüssel zum Verständnis der gegenwärtigen Debatte liegen. Ende des
neUIlZelmten Jahrhunderts wurde die Verabschiedung des Meiji-BGB
durch eine öffentliche Debatte für mehrere Jahre verzögert. Wissenschaft­
ler interpretieren heute diesen sogenarmten Kodifikationsstreit als eine
Debatte über Modernisierung und Verwestlichung, die zwischen 1885
und 1895 besonders ausgeprägt war und als Bedrohung empfunden wur­
de (ECKEY-RIEGER 1994: 104). Eine vergleichbare nationale Identitätskrise
ist auch in den neunziger Jahren diese Jahrhunderts spürbar. Die langjäh­
rige wirtschaftliche Rezession der neunziger Jahre unterhöhlte das natio­
nale Selbstbewußtsein. Eine Rückbesinnung auf sogenannte "traditionelle

26 Andererseits ergibt der Vergleich auch einige deutsche Eigenheiten, wie die Be­
fürchtung von der "wunderbare[n] Adelsvermehrung" (SCHWAB 1992: 1015).

27 Die öffentliche Meinung hat sich kaum von der Debatte beeinflussen lassen, ob­
wohl die Reformmeinung in der Presse häufig positiv wiedergegeben wurde.
In den späten achtziger Jahren waren die neuen Reformargumente noch am
einflußreichsten.
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Werte" und "die japanische Familie" soll der Gesellschaft wieder die Sta­
bilität geben, die sie angeblich dabei sei zu verlieren.

Es ist sicher kein Zufall, daß die Anfänge und ersten Erfolge der Na­
mensrechtsreformbewegung in die Wirtschafts- und Börseneuphorie der
achtziger Jahre fallen, einer Zeit, in der übrigens Frauen auf dem gesell­
schaftlichem Vormarsch zu sein schienen. Dies wurde in dem 1986 in
Kraft getretenen Gleichstellungsgesetz symbolisiert und durch die SDP
Führerin Dm Takako personifiziert. Auch die Medien sprachen von ei­
nem Zeitalter der Frauen (jasei na jidai) (IWAI 1993: 103). Die achtziger Jah­
re weckten Hoffnungen auf eine stärkere Gleichberechtigung zwischen
Männern und Frauen in Gesellschaft und Familie. Die Wirtschaftskrise
der neunziger Jahre wirkte sich negativ auf die Situation der Frauen aus.
Der Eindruck, daß Frauen besonders von einer Restrukturierung des Ar­
beitsmarkts betroffen sind, ist weit verbreitet. Zudem erhalten Rollenvor­
stellungen wieder Auftrieb, die eine verstärkte Hinwendung von Frauen
zur Familie propagieren. Die BGB-Reformkontroverse ist wesentlicher
Ausdruck für eine Bestätigung und Wiederbelebung konservativer Ideen
zur Rolle der Frau und deren öffentliche Akzeptanz im Japan der Gegen­
wart. Der aktive Widerstand gegen die Reformbewegung ist nicht unbe-

Bevölkerungsumfragen zu getrennten Ehenamen (%):
Datum Gegen Für Institution

1987 66 13 PMO
1990 52 30 PMO
1991 59 37 Yomiuri Zeitung
1993 49 26 Mainichi Zeitung

Sept. 1994 53 27 PMO
Sept. 1994 35 61 Asahi Zeitung

1996 57 37 Yomiuri Zeitung
Quelle: Seron chösa nenkan (1991,1992,1994), Nihon Keizai Shinbun 22.5.1996: 35,

Asahi Shinbun 27.9.1996: 17, Tökyö Yomiuri Shinbun 12.4.1996: 2.

Der Anteil der positiv eingestellten Bevölkerung stieg von etwa 13% im Jahr
1987 auf etwa ein Drittel 1990. Außer bei einer Umfrage der stark reformorien­
tierten Asahi Zeitung 1994 haben sich bis Ende 1996 bei nationalen Umfragen
nie mehr als 40 % für eine Namensrechtsreform ausgesprochen. Die Gegensatz­
paare Alt-Jung, Stadt-Land und Mann-Frau waren in Bevölkerungsumfragen
immer wieder wesentliche demographische Unterscheidungsmerkmale zwi­
schen Unterstützern und Gegnern der Reform. Der Anteil der Frauen, die bei
der Eheschließung ihren Nachnamen behielten, stieg am Anfang der Reform­
bewegung während der Jahre 1984-1988 sprunghaft von 1,4 Prozent auf 2,3
Prozent, um sich danach kaum noch zu verändern (JMK 1996). Die Reformbe­
wegung scheint in der öffentlichen Meinung auf Widerstände gestoßen zu sein,
die sich auch durch ein Mehr an Aktionismus und Argumenten nicht beein­
drucken ließ.
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dingt ein Zeichen der Stärke konservativer Kräfte, sondern könnte auch
als ein Ausdruck ihrer Schwäche interpretiert werden, da es ihnen an
Selbstvertrauen fehlt, divergierende Lebensideale zu tolerieren.
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